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Antrag zur Anpassung der Gebührenfreiheitsgrenze in 

Kindertageseinrichtungen auf ein Elternjahresbruttoeinkommen von 24.000 

Euro. 

 

Die SPD-Fraktion der Stadt Rheine beantragt die Anpassung der 

Gebührenfreiheitsgrenzen in Kindertageseinrichtungen von zurzeit 18.000 Euro auf 

24.000 Euro zu versteuerndes Elternjahreseinkommen.  

Begründung: 

Seit Jahren zeichnet sich in Deutschland ein sozialer Wandel ab. Es wird im Jahr 

2025 9,4 Millionen Menschen geben, die unter 20 Jahre alt sein werden. Dem 

gegenüber stehen 35 Millionen Menschen, die über 60 Jahre alt sein werden1. Diese 

Entwicklungen führten dazu, dass der Fokus immer mehr auf die frühkindliche 

Bildung gelegt wird. Durch wissenschaftliche Forschungen wurde festgestellt, dass 

frühe Bildung die Grundlage für die weitere Entwicklung und Teilhabe der Kinder in 

der Gesellschaft darstellt2. Darüber hinaus hat jedes Kind das Recht,- unabhängig 

vom sozialen, ökonomischen oder kulturellen Status- sein volles Potential entfalten 

zu können. Der Besuch einer Kita schafft die Grundlage für lebenslanges Lernen und  
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ermöglicht die soziale, emotionale, physische, kognitive und sprachliche Entwicklung 

der Kinder. Allerdings wird auch heute noch der Zugang zu Bildungsinstitutionen von 

dem sozioökonomischen Status einer Familie bestimmt. Eine Familie die ein Jahres 

Einkommen von 18.000 Euro hat, lebt von 1.500 Euro im Monat. Davon müssen 

Strom, Gas, Wasser, Versicherungen und die Lebenshaltungskosten abgezogen 

werden. Da bleibt nicht viel Geld übrig. Die Anpassung der Gebührenfreiheitsgrenze 

auf ein Elternjahreseinkommen von 24.000 Euro würde die Familien etwas entlasten.  

Schon mit Antrag vom 27.11.2013 hat die SPD-Kreistagsfraktion die Anhebung der 

Gebührenfreiheitsgrenze beantragt. Dieser Antrag wurde von der CDU-

Kreistagsfraktion am 14.09.2014 ebenfalls gestellt. Mit der Ergänzung in der 

Beitragstabelle eine weitere Beitragsstufe (für höhere Einkommen) einzurichten. Der 

Kreistag hat in der Sitzung vom 03.11.2014 bei einer Gegenstimme beschlossen, die 

Gebührenfreiheitsgrenze auf ein Elternjahreseinkommen von 24.000 Euro zu 

erhöhen. Auch wir wollen einen Beitrag zur Bildungsgerechtigkeit und finanziellen 

Entlastung von Familien leisten und beantragen die Erhöhung auf ein 

Elternjahreseinkommen von 24.000 Euro.  

 

 


